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l. Ausgangslage 

In de n letzten J ahren hat si eh zunehmend di e Praxis eingebürgert, das s 
Erlassen des Bundesrechts, insbesondere bei Erlassen auf Verordnungs­
stufe, Anhange beigefügt werden, in denen Regelungen besonderer Art 
untergebracht werden. Diese bei der Gesetzgebung mogliche Form der 
Erlassgestaltung ist erstmals in den Richtlinien der Gesetzestechnik des 
Bundes, Fassung 1976, anerkannt worden. Ziffer 63 der genannten 
Richtlinien enthalt folgende Anleitung: 

Die Zusammenfassung technischer Bestimmungen oder von Tari­
fen, Mustern usw. in einem Anhang zum Erlass ist zweckmiissig, 
soweit dadurch nicht das Verstiindnis erschwert wird. Der Zu­
sammenhang zwischen Erlass und Anhang muss gewahrt bleiben. 
Im Erlassestext ist auf den Anhang zu verweisen, im Anhang auf 
die entsprechende Bestimmung des Erlasses. 

Zweck des Anhangs ist es unter anderem, die Benutzung und Verstand­
lichkeit zu erleichtem, indem vor allem Regelungen "technischer" Art, 
die zweckmassigerweise nicht in die übliche normative Struktur geklei­
det werden konnen, aus dem Erlasskorpus ausgegliedert werden. Ob und 
inwieweit die Verwendung von Anhangen zweckmassig ist, ist in erster 
Linie von der für die Ausarbeitung des Erlasses federführenden Stelle, 
d.h. in der Regel vom zustandigen Bundesamt, zu entscheiden. Die Stel­
len, die sich im Rahmen der begleitenden Rechtsetzung mit der Begut­
achtung von Erlassesentwürfen befassen, haben aber die Moglichkeit, 
sich zu Fragen der Anhangsgestaltung im einzelnen wie auch zur Oppor­
tunitat der Verwendung von Anhangen zu aussem. 
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2. Verwendete Formen 

Beim Durchblattem der Amtlichen Sa~ung (AS) sowie der Systemati­
schen Sammlung (SR) des Bundesrechts stosst man, namentlich bei sol­
chen neueren Datums, recht hãufig auf Erlasse, di e mit einem bzw. mit 
mehreren Anhãngen versehen sind. 

lch gebe im folgenden eine Übersicht über die in der Praxis verwendeten 
Formen der Anhangsgestaltung, anhand der sich die Formenvielfalt illu­
strieren lasst: 

a. Anhange mit Begriffslisten 

In den letzten Jahren hat es sich mehr und mehr eingebürgert, zahlrei­
che Definitionen von Begriffen, die im Erlass verwendet werden, statt 
in einem einleitenden Artikel in einem Anhang aufzunehmen: vgl. 
z.B. die Begriffsbestimmungen im Anhang l der Strahlenschutzver­
ordnung vom 22. Juni 1994 (SR 814.501; AS 1994 1947). 

b. Anhange mit naheren Umschreibungen 

Die Form des Anhangs wird zuweilen gewãhlt, um Begriffe nãher 
bzw. ausführlicher zu umschreiben: z.B. werden im Anhang zur Ver­
ordnung vom 15. Oktober 1980 über das Mindestprogramm der 
Ausbildungskurse für Lehrmeister (SR 412.1 02) di e Stoffgebiete für 
Lehrmeister ausführlich umschrieben. 

e. Anhãnge mit langeren Auflistungen 

Auflistungen von Objekten, Ortsangaben, Ãmtem us w. erfolgen hau­
fig in Anhangsform. lch verweise auf die im Anhang zur Hochmoor­
verordnung vom 21. Januar 1991 (SR 451.32) enthaltene Aufzahlung 
der Objekte, welche das Bundesinventar der Hoch- und Übergangs­
moore von nationaler Bedeutung bilden, oder das im Anhang zum 
Bundesratsbeschluss vom 18. Oktober 1972 über das Ãmterverzeich­
nis (SR 172.221 nn aufgeführte Verzeichnis der Ãmter, deren Trãger 
die Eigenschaft von Beamten haben. 
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d. Anhãnge mit Gebührenregelungen 

Haufig verwendet wird die Anhangsform bei Gebührenverordnungen 
für die Aufführung der einzelnen Tarifpositionen: vgl. z.B. di e An­
hange zur Gebührenverordnung EMD vom 10. Januar 1991 (SR 
510.461). 

e. Anhãnge mit umfangreichen materiellen Regelungen 

Vor allem bei den Ausführungsverordnungen zum Umweltschutzge­
setz werden zum Teil umfangreiche materielle Regelungen trotz ihrer 
durchaus normativen Struktur in Anhangen untergebracht. Ich ver­
weise etwa auf die Anhange zur Stoffverordnung vom 9. Juni 1986 
(SR 814.013), zu den Technischen Tankvorschriften vom 21. Juni 
1990 (SR 814.226.211) sowie zur Luftreinhalte-Verordnung vom 16. 
Dezember 1985 (SR 814.318.142.1). 

f. Anhãnge mit Tabellen 

Die Form des Anhangs wird vor allem bei Regelungen in tabellari­
scher Form verwendet. Zu denken ist insbesondere an Erlasse, die 
langere Ausschnitte aus de m Zolltarif enthalten, z.B. di e Anhange zur 
Agrarzollverordnung vom 17. Mai 1995 (SR 916.011; AS 1995 1851) 
oder zur Revers-Verordnung vom 5. Noveinber 1987 (SR 631.146.31) 
oder die im Anhang zur Fremd- und Inhaltsstoffverordnung vom 26. 
Juni 1995 (SR 817.021.23; AS 1995 2893) erfolgende Festlegung der 
Toleranz- und Grenzwerte zu den in Lebensmitteln verwendeten 
Fremd- und Inhaltsstoffen. Solche Tabellen weisen haufig kompli­
zierte Strukturen auf und müssen zum Teil aus gestalterischen Grün­
den im Querformat dargestellt werden (vgl. z.B. die Anwendungsliste 
und die Positivlisten in den Anhangen zur Zusatzstoffverordnung vom 
20. Januar 1982 (SR 817.521). Recht kompliziert ist z.B. die Gestal­
tung der Anhange bei der Verordnung vom 24. August 1994 über die 
Befõrderungen und Mutationen in der Armee (SR 512.51; AS 1995 
290): Gerade bei dieser Verordnung hat sich die Umstellung auf eine 
Regelung der Befõrderungsbedingungen in Form · von Tabellen als 
positiv erwiesen, da die für eine bestimmte Kategorie von Armeean­
gehõrigen geltenden Regelungen auf einen Blick ersichtlich sind. 
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g. Anhãnge mit graphischen Darstellungen 

Paradebeispiel einer Regelung in Form von graphischen Darstellun­
gen ist die Abbildung der im Strassenverkehr geltenden Signale und 
Markierungen im Anhang 2 der Signalisationsverordnung vom 5. Sep­
tember 1979 (SR 741.21). In Anhangen von Verordnungen fmden 
sich zuweilen auch Zeichnungen im Sinne von Anleitungen oder zur 
Erklarung von technischen Vorgangen, so etwa verschiedentlich in 
den Anhangen zur Verordnung vom 30. Marz 1994 über elektrische 
Leitungen (SR 734.31; AS 1994 1270), zum Teil innerhalb von Tabel­
len. Bei der Verordnung vom 15. Juni 1977 über die Beurteilung der 
Abbaubarkeit von grenzflachenakti v en W aschmittelbestandteilen (S R 
814.226.227) dienen die am Schluss des Anhangs enthaltenen Figuren 
zur bildlichen Erlauterung von Berechnungen. 

h. Anhãnge mit Abbildungen von Mustern für Ausweise und For­
mulare 

Die Form des Anhangs ist insbesondere geeignet zur Aufnahme von 
mehr oder weniger originalgetreuen Abbildungen von Ausweismu­
stem. In der Verordnung vom 27. Oktober 1976 über die Zulassung 
von Personen und Fahrzeugen zum Strassenverkehr (VZV; SR 
741.51) finden sich mehrere solcher Darstellungen von Ausweisen (so 
enthalt Anhang 10 der genannten Verordnung z.B. die Muster für den 
Lemfahr- und Führerausweis oder für den Fahrzeugausweis). Eben­
falls werden gelegentlich in Anhangen Muster von Formularen wie­
dergegeben, beispielsweise im Anhang 4 zur VZV die Darstellung des 
Formulars, das beim Gesuch um Erteilung des Lemfahr- oder Führer­
ausweises vom Gesuchsteller auszufüllen ist. 

i. Anhãnge zu Verordnungen, die praktisch keine materielle Rege­
lung enthalten 

In gewissen Fallen wird die gesamte materielle Regelung in den An­
hang aufgenommen. Der normative Teil der Verordnung (Erlasskor­
pus) bildet praktisch nur noch den Aufbanger dafür, dass auf den An­
hang verwiesen werden kann: vgl. z.B. die Verordnung vom 9. De­
zember 1985 über Geburtsgebrechen (SR 831.232.21) oder den be­
reits erwahnten Bundesratsbeschluss über das Ãmterverzeichnis (SR 
172.221.111). 



Die Verwendung von Anhangen in den Erlassen des Bundesrechts 115 

k. Anhãnge, welche die zu einem neuen Erlass gehõrenden Ã.nde-
. rungen anderer Erlasse enthalten 

Bei ne uen Erlassen hat si eh in de n letzten J ahren vermehrt di e Praxis 
gebildet, dass die im Erlass enthaltenen Ãnderungen weiterer Erlasse, 
sofern di ese von e in em gewissen U mfang sin d, nicht mehr in de n 
Schlussbestimmungen, sondern in einem Anhang zum Erlass aufge­
führt werden. Dies ermõglicht eine wesentlich übersichtlichere Pra­
sentation und führt zu einer Entlastung der Schlussbestimmungen. Bei 
der V erõffentlichung in der SR werden die Ãnderungen dieser weite­
ren Erlasse direkt in die betreffenden Erlasse eingefügt, so dass damit 
der Inhalt des Anhangs wegfallt (z.B. Opferhilfegesetz vom 4. Okto­
ber 1991; SR 312.5). 

I. Anhãnge mit Verweis auf auslãndische Rechtsnormen 

Die Bestrebungen, schweizerische Rechtsnormen auf solche der 
Europaischen Union auszurichten, haben dazu geführt, dass in Bun­
deserlassen in jüngster Zeit auch solche Vorschriften im Sinne direk­
ter statischer Verweise zitiert werden. So wird z.B. in Ziffer 2 der 
Verordnung vom 19. Juni 1995 über technische Anforderungen an 
landwirtschaftliche Traktoren (SR 741.413; AS 1995 4171) auf die di­
rekt anwendbareri Vorschriften der Europaischen Union (EU-Richtli­
nien), der Wirtschaftskommission für Europa (ECE-Reglemente) oder 
der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick­
lung (OECD) hingewiesen. _Wahrend im normativen Teil der Verord­
nung lediglich die Nummern der als anwendbar bezeichneten Vor­
schriften, unter entsprechender Bezugnahme auf die Fahrzeugteile, 
aufgeführt werden; finden sich im Anhang hingegen die entsprechen­
den naheren Angaben zum Titel sowie zu den Publikations- und Be­
schlussdaten des Grund- wie gegebenenfalls des Ãnderungserlasses 
der zitierten Rechtsnorm. 

3. Aufgetauchte Probleme 

Auch wenn sich in vielen Fallen die Aufteilung eines Erlasses in einen 
"normativen" Teil (Erlasskorpus) und in einen "technischen" Teil (An­
hang) als eine zweckmassige und auch naheliegende Lõsung erweist, ist 
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an dieser Stelle auf Probleme hinzuweisen, die bei der zunehmend hãu­
figer gewordenen Anwendung dieser Gestaltungsform im Zusammen­
hang mit der vor einigen Jahren begonnenen Informatisierung der Syste­
matischen Sammlung (INFO-SR) entstanden sind. Diese Informatisie­
rung ermoglicht namentlich, die Systematische Sammlung mit Hilfe des 
Computers nachzuführen und zu drucken. Zu diesem Zweck ist der Inhalt 
der SR in in den drei Amtssprachen mit optischen Lesegerãten auf elek­
tronische Datentrãger übemommen worden. Die Arbeiten zum Neudruck 
de r SR (Teil Landesrecht) ab EDV -System sin d inzwischen abge­
schlossen. Es hat sich dabei insbesondere herausgestellt, dass verschie­
dene, in der Praxis verwendete Anhangsvarianten für eine elektronische 
Übemahme und somit für eine weitere elektronische Bearbeitung und 
Verwaltung mit den heute in der Bundeskanzlei vorhandenen technischen 
Moglichkeiten nicht geeignet sind. Dies trifft namentlich für Anhãnge zu, 
die Tabellen verschiedener Grosse im Hoch- oder Querformat, Zeich­
nungen und Skizzen mit technischen Anweisungen, Landkarten in Form 
von Faltblãttem, Formularen, Signalen (Farbgebung) und kleingedruck­
ten Texten mit unorthodoxer Formatierung enthalten. Dies führt dazu, 
dass Textseiten der beschriebenen Art manuell, d.h. ohne Unterstützung 
durch die optischen Lesegerãte, in die SR überführt werden müssen, was 
- bedingt durch die hiefür erforderlichen Operationen - mit einem oft 
betrãchtlichen Aufwand und Zeitverlust verbunden ist. 

4. Mõgliche Abhilfen 

4.1 Nach geltender Publikationsgesetzgebung 

Nach Artikel 4 des Publikationsgesetzes vom 21. Mãrz 1986 (PublG; SR 
170.512) konnen Erlasse, die sich wegen ihres besonderen Charakters für 
die Verõffentlichung in der AS nicht eignen, dort nur mit Titel sowie 
Fundstelle der Bezugsquelle aufgenommen werden. Die Beschrãnkung 
auf e ine solche Verweispublikation ist insbesondere dann. moglich, wenn 
der Erlass "nur einen kleinen Kreis von Personen 'betrifft" (Art. 4 Bst. a 
PublG) oder "er von technischer Natur ist und sich nur an Fachleute 
wendet oder aus drucktechnischen Gründen in einem grosseren Format 
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als dem der AS veroffentlicht werden muss" (Art. 4 Bst. b PublG). In 
manchen Fallen treffen diese Voraussetzungen für die Regelungen in 
Anhãngen zu Verordnungen zu (vgl. z.B. Anlagen A und B zur Verord­
nung vom 17. April 1985 über di e Beforderung gefahrlicher Güter auf 
der Strasse (SR 7 41.621}. In einem solchen Fali wird auf die Moglichkeit 
hingewiesen, Separatdrucke oder Anhãnge bei der Eidgenossischen 
Drucksachen- und Materialzentrale zu beziehen. 

Da die aufgrund von Artikel 4 des Publikationsgesetzes aus der AS aus­
gegliederten Erlasse bzw. Erlassteile (Anhãnge) auch nicht in de r SR 
veroffentlicht werden (vgl. Art. 11 PublG), stellt sich in Fallen, in denen 

· Anhãnge nach der Verweismethode veroffentlicht werden konnen, die 
Frage einer Gestaltung nach den Erfordernissen und technischen Mog­
lichkeiten der INFO-SR nicht. In Fallen hingegen, in denen die Voraus­
setzungen für eine Veroffentlichung nach Artikel 4 des Publikationsge­
setzes nicht vorliegen, müssen die Anhange in der von der erlassenden 
Instanz verabschiedeten Form in der AS und - in der Regel - anschlies­
send in der SR veroffentlicht werden. 

Artikel 8 der Publikationsverordnung vom 15. April 1987 (PublV SR 
170.512.1) regelt unter welchen Bedingungen ein Erlass, der in der AS 
publiziert worden ist, nicht in die SR aufgenommen werden muss. In der 
SR nicht veroffentlicht werden Erlasse mit einer Geltungsdauer von we­
niger als drei Monaten (Abs. l Bst. a) sowie Teile von Erlassen, die re­
gelmassig in Abstanden von bis zu drei Monaten geandert werden (Abs. 
l Bst. b). Mit der Ãnderung der Verordnung vom 5. September 1990 (ln­
kraftsetzung l. Oktober 1990) konnen ,ausnahmsweise Teile von Erlas­
sen ( wie Plane, Skizzen, Formeln, Formulare ), deren Aufnahme aus tech­
nischen Gründen nicht zweckmassig ist und an deren zusatzlicher Ver­
offentlichung in der SR des Bundesrechts kein offentliches Interesse be­
steht" (Abs. l Bst. e), von der Aufnahme in di e SR befreit werden. Mit 
dieser Revision ist insbesondere auch die Moglichkeit geschaffen wor­
den, den umfangreichen Zolltarif (Anhang zum Zolltarifgesetzvom 9. 
Oktober 1986; SR 632.1 O) und andere Erlasse, die zur Hauptsache Teile 
des Zolltarifs enthalten, nicht mehr in die SR aufnehmen zu müssen. In 
einer Fussnote wird unter Hinweis auf Artikel 8 der Publikationsverord­
nung mitgeteilt, dass der Tarif nicht mehr in der SR veroffentlicht wird, 
und es wird für den aktuellen Geltungsstand auf die entsprechenden AS-
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Fundstellen (Grundfassung des Tarifs und seither eingetretene Ánderun­
gen) verwiesen (vgl. letzte Seite SR 632.10). 

Von Artikel 8 der Publikationsverordnung ist bisher eher zurüekhaltend 
Gebraueh gemaeht worden. In den Fallen von Absatz l Buehstabe e 
mangelt es oft daran, dass das Vorhandensein eines "õffentliehen Interes­
ses" nicht ausgesehlossen werden kann. Trotzdem liessen sich bei einer 
konsequenten Anwendung von Absatz l Buehstabe e und Absatz 2 die 
Falle, in denen von der SR-Verõffentliehung abgesehen werden kõnnte, 
noch steigem. 

4.2 Prãventive Vorkehren 

Die Bestrebungen müssen vermehrt dahin gehen, klarer als bis anhin 
festzulegen, welchen inhaltlichen und gestalterisehen Anforderungen 
Anhãnge genügen müssen, damit sie als integrierender Bestandteil eines 
Erlasses (der in der AS verõffentlieht werden muss) anerkannt werden 
kõnnen. Die eingangs zitierte Anleitung der bisher geltenden Fassung der 
Riehtlinien der Gesetzesteehnik gibt nur einen groben Anhaltspunkt für 
den Entseheid, ob ein Anhang gemaeht und naeh welchen Regeln er im 
einzelnen zu gestalten ist. 

Im Rahmen eines laufenden Projekts der Bundeskanzlei "Rationelle Pro­
duktion der Bundeserlasse", das unter anderem die EDV-massige Koor­
dination der AS-Produktion zur INFO-SR anstrebt, ist der grosse Stel­
lenwert, der der Gestaltung von Erlassesanhãngen im Hinbliek auf die 
Eignung für eine Übemahme in die elektroniseh naehgeführte SR zu­
kommt, erkannt worden. Dies hat zu folgenden Anordnungen geführt: 

• lm Sinne einer Sofortmassnahme wurde in einem kürzlieh an die 
Bundesamter versehiekten Sehreiben der Bundeskanzlei auf diese 
Anhangsprobleme hingewiesen und die Erwartung geaussert, ins­
künftig bei der Rechts~tzungsvorbereitung vermehrt darauf zu aehten, 
Erlassteile ohne reehtsetzende Bedeutung (di e in de r Praxis aber 
geme in einem Anhang zum Erlass eingefügt werden) aus dem Er­
lasskorpus auszugliedem und sie in Form von nieht in der AS zu ver­
õffentliehenden W eisungen, Riehtlinien, teehnisehen Erlauterungen 
us w. zu konzipieren. 
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• In d~n neuen Gesetzestechnischen Richtlinien, welche sich zur Zeit in 
Ausarbeitung befinden und die bisherigen Richtlinien von 1976 ablõ­
sen werden, sollen die Ausführungen bezüglich der Verwendung von 
Anhãngen ausführlicher gestaltet werden. Die in Anhangsform ge­
kleideten Erlassteile "rechtsetzender" Natur müssen im Sinne der De­
finition nach Artikel 5 Absatz 2 des Geschãftsverkehrsgesetzes vom 
23. Mãrz 1962 (SR 171.11) und der Ausführungen in dem vom Bun­
desamt für Justiz herausgegebenen Gesetzgebungsleitfaden (Zif­
fer 5.1) sein. Ausgeschlossen werden soll somit insbesondere die Bei­
gabe von Anhãngen mit nicht normativem Gehalt (z.B. Erlauterungen 
zu den Bestimmungen im Erlass, Anleitungen, Rechnungsbeispiele, 
Zeichnungen, Skizzen, Plãne usw.). Es soll ausdrücklich festgehalten 
werden, dass bei Bedarf die Ergãnzung eines Erlasses mit solchen 
Hilfestellungen in einem eigenen,, nicht in der AS zu veroffentlichen­
den Dokument zu erfolgen hat (z.B. in Form eines Befehls, einer 
Wegleitung, eines Zirkulars oder eines Dienstdokuments). Im weite­
ren soll in den Gesetzestechnischen Richtlinien auf die Bedeutung 
einer Darstellung hinsichtlich Schriftgrosse, Format (z.B. Nichtzulas­
sung von Querformatdarstellung) oder Aufmachung (z.B. Ausschluss 
zu komplizierten Tabellenstrukturen) hingewiesen werden, um eine 
EDV -konforme Übernahme des Anhangs in di e Gesetzessammlung zu 
ermoglichen. 

Das mit diesen Massnahmen angestrebte Ziel, die für die Veroffentli­
chung in der Gesetzessammlung vorgesehenen Erlasse moglichst von 
rechtsatzfremden Elementen zu befreien, konnte auch einen Beitrag zur 
Entlastung der AS und SR leisten, und damit auch zu Einsparungen bei 
der Druckerstellung führen. 

Das mit der Verwendung der Anhangstechnik zum Ausdruck kommende 
Anliegen, einen Erlass moglichst illustrativ und nah am Betroffenen zu 
gestalten, kann allenfalls besser und noch "kundennaher" erfüllt werden, 
wenn solche Texte in einer speziell für das jeweilige Zielpublikum zuge­
schnittenen Form verfasst und in der jeweiligen benotigten Anzahl Ex­
emplare erstellt werden. 
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4.3 Revision der Publikationsgesetzgebung 

Bei einer nachsten Revision des Publikationsgesetzes wird zu prüfen 
sein, ob im Hinblick auf eine genügende Rechtsgrundlage auch für eine 
vermehrte Ausgliederung von Anhangen mit rechtsetzendem Inhalt die 
Voraussetzungen für die Zulassung der Publikation bloss eines Verwei­
ses in der AS (Art. 4 PublG) erleichtert werden sollten. Erweitert werden 
müsste in diesem Zusammenhang auch die Mõglichkeit, von der Über­
setzung ausgegliederter Anhange in alle drei Amtssprachen oder von der 
Übersetzung überhaupt in eine der Amtssprachen (Art. 8 PublG) absehen 
zu kõnnen. Damit kõnnte in gewissen Fallen auf eine aufwendige Über­
setzung von separat verõffentlichten Anhangen verzichtet werden, wenn 
der darin enthaltene Text einen Kreis von Personen betrifft, für die in­
folge des fachspezifischen Charakters der Bestimmungen eine Überset­
zung nicht zweckmassig ist (z.B. kõnnte in Einzelfállen auch die engli­
sche Originalfassufig genügen, weil die Betroffenen ohnehin nur mit 
dieser Fassung arbeiten) oder wenn der Text des Anhangs nur in einer 
bestiinmten Sprachregion von Bedeutung ist (z.B. Vorschriften der 
Rheinschiffahrt). 

Kurzfristiger realisieren liesse sich eine Revision von Artikel 8 der Pu­
blikationsverordnung mit dem Ziel, noch mehr Erlassteile mit einer für 
die Nachführung in der SR ungeeigneten Textstruktur von der Aufnahme 
in die SR auszuschliessen, z.B. durch die Mõglichkeit eines grundsatzli­
chen und nicht nur eines ausnahmsweisen Verzichts der Verõffentli­
chung in der SR (Abs. l Bst. e). 


